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Herr Ministerpräsident Beck,





ich muss Ihnen zu dem skandalösen Verhalten der deutschen Politiker, einschließlich Ihnen und Ihren Mitarbeitern/Beauftragten, einige sehr deutliche Worte schreiben.





Ihr ehemals in der Bevölkerung relativ guter Ruf, basierend darauf, dass Sie sich auch für die Schwächsten unserer Zivilisationskette, den „Nutztieren“ auf den qualvollen Tiertransporten einsetzten, ist unwiederbringlich hinüber.





Die Schreiben, die Ihre Mitarbeiterin Wilfing, aber auch andere, an die betroffene bzw. informierte Bevölkerung sendet, sind eine Schande und straft Sie Lügen! Was glauben Sie, was glauben die Politiker in RPF, wie dumm die Menschen in Deutschland sind? Was glaubt man, denen noch für Lügen auftischen zu können? Was glaubt man, ihnen noch alles ungestraft antun zu dürfen?





Herr Ministerpräsident Beck, Sie haben Ihren Ruf als Volksvertreter, als Politiker, als Ministerpräsident, aber auch als Bundesratspräsident vollkommen den Bach runtergehen lassen. Ich schreibe diesen Brief bewusst nicht als offenen Brief, denn Ihre Mitarbeiterin Wilfing teilte anderen mit, dass auf solche Briefe in der Regel nicht geantwortet wird. Aber diesen Brief sowie die - verlogene? - Antwort Ihrer Mitarbeiterin - und dies in Ihrem Auftrag - erhalten viele betroffene Hundehalter, Interessierte, Informierte und Tierschützer.





Es geht um die sog. Kampfhundeproblematik - ins Reine übersetzt: Rassismus pur in Deutschland, langsame und schnelle Ausrottung Unschuldiger!





Behauptung von Ihnen bzw. Frau Wilfing und Gegendarstellung:





Die Entscheidung der drei als unwiderleglich festgelegten Rassen ist das Ergebnis einer gutachterlichen Würdigung des Bundeslandwirtschaftsministeriums sowie der Innenministerkonferenz auf der Grundlage einer Empfehlung des Bund-Länder-Arbeitskreises „Verfassungsrecht“.





Die Politiker der Innenministerkonferenz - einschließlich Ihnen, Herr Beck, ignorierten wirkliche Experten und deren Stellungnahmen. Man ließ sich bewusst lieber vom Erfinder der Aussrottungslisten beraten, einem ehemaligen Polizeibeamten, der mit der Erfindung der Rassenlisten zum Gefälligkeitsgutachter avancierte und sich mit seinen Ausrottungslisten eine „goldene Nase“ verdient, während tausende unschuldige Hunde dies mit Qual, Freiheit und vielfach mit ihrem Leben büßen.





Stellungnahmen wirklicher Experten, wie z.B. Frau Helga Fleig - Ihnen persönlich bekannt, eben als Expertin für diese seit 1992 in Bayern und seit Juli 2000 willkürlich diskriminierten Hunderassen und einzige mit praktischen Erfahrungen über viele Jahrzehnte (oder haben Sie das Ihnen persönlich vorgetragene Anliegen, Frau Fleig als wirkliche Expertin zur IMK am 8.11.2001 einzuladen, vergessen?) - wurden und werden ignoriert oder unterschlagen. Gleiches gilt für die den Politikern der IMK rechtzeitig zugegangene  Resolution der Hundeexperten von Polizei, BGS, Zoll und Bundeswehr, die die deutschen Politiker vorsätzlich über ein Jahr unter Verschluss hielten, weil man wirkliche Experten nicht zu Wort kommen lassen wollte. Man hätte dann nämlich Fehlentscheidungen eingestehen und vom Rassenwahn ablassen müssen. Gleiches gilt für die Stellungnahme des Bundesverbandes praktizierender Tierärzte, der sich ebenfalls gegen diese willkürliche Behauptung - gefährlich aufgrund Rassezugehörigkeit - eindeutig ausspricht und auf die wahren Ursachen hinweist bzw. praktikable Lösungen anbietet.
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	2





Herr Beck, was die Politiker mit ihren Willkürbehauptungen und den frei erfundenen Ausrottungslisten praktizieren und behaupten ist nichts anderes, als wenn willkürlich behauptet würde: Sämtliche Politiker aller etablierten Parteien sind kriminell und korrupt und gehören lebenslang hinter Gitter. - Hoffentlich erkennen Sie die Parallele. Vermutlich kommt man mit dieser Behauptung der Wahrheit sehr viel näher als Hunde gefährlich aufgrund Rassezugehörigkeit.


 


Aber auch im Bundesministerium setzte man entgegen jeglicher Vernunft und Verantwortung den Rassenwahn fort, ignorierte auch dort sämtliche Stellungnahmen wirklicher Experten, griff auf die frei erfundenen Ausrottungslisten zurück und auf zum Teil überholte Qualzuchtgutachten bzw. interpretierte man in diese die frei erfundenen Rassenlisten hinein, obwohl dort lediglich von einzelnen Zuchtlinien, nicht von Rassen generell die Rede ist. Was nicht in das Konzept der Rassenlisten passte, wurde überlesen, ignoriert, unterschlagen. - Was für „fähige Fachleute“. Hauptsache, das Geld stimmt, was interessiert schon Qual und Tod anderer, wenn man dafür gut bezahlt wird.





„... durch den Verfassungsgerichtshof Rheinland-Pfalz im August des vergangenen Jahres als verfassungskonform und uneingeschränkt sachgerecht beurteilt worden.“





Spätestens seit Juli 2000 wissen die meisten Bundesbürger, dass es in Deutschland fast keine unabhängigen Justizbehörden gibt, dass sowohl Politiker als auch Justizbehörden nicht ihrer Informationspflicht nachkommen (wollen), dass Gefälligkeitsurteile die Regel sind, und zwar immer dann, wenn es in Zusammenhängen mit dem Missbrauch und der Qual unsere Mitgeschöpfe ist. Der damalige Präsident des VGH ist ja nun leider auch Präsident des hessischen VGH und forciert offenbar dort solche Gefälligkeitsurteile - trotz vorliegender Expertenstellungnahmen, die nach wie vor ignoriert werden. - Die deutschen Politiker können stolz auf solche Gefälligkeitsjuristen sein. 





„Die ursprüngliche Regelung, die seit 1991 galt und Verwaltungsentscheidungen vom Ergebnis individueller Prüfungen abhängig machte, war wegen der tatsächlichen Entwicklung nicht mehr angemessen.“





Ob in RPF, in NRW oder anderswo: Hätten die Behörden und Politiker tatsächlich nicht nur Vollzugsdefizite praktiziert und akzeptiert, sondern die gültigen Verordnungen durchgesetzt und hätten nicht schlampig gearbeitet, hätten die damaligen Verordnungen vollkommen ausgereicht. Noch effektiver wäre dies alles zum Wohle von Menschen und Tieren gewesen, hätte man die bereits 1990 an den damaligen Innenminister Schäuble eingereichten praktikablen Lösungsvorschläge, auch basierend auf Information und Aufklärung, in die Praxis umgesetzt und nicht bis zum heutigen Tage ignoriert.





Volkan, die Gladbecker Rentnerin, der kleine André wurden von Menschen umgebracht, und zwar von Kriminellen, von Tierschindern, von verantwortungslosen, leichtsinnigen Menschen, aber auch von schlampig arbeitenden Behörden - z.B. Hamburg - und von verantwortungslosen Politikern, die seit vielen Jahren gar nicht gewillt sind, wirksam wirkliche Sicherheit für die Bevölkerung und für die immer unschuldigen Tiere zuzulassen und zu praktizieren.





„Die nunmehr geltende Landesverordnung hat ohne Zweifel in Rheinland-Pfalz dazu beigetragen, dass die Bürgerinnen und Bürger ihre Angst gegenüber dem Gefährdungspotential für Leib und Leben mehr und mehr aufgeben.“





Herr Beck, sorry, aber dümmer geht’s nimmer. Der Bevölkerung wurde und wird keinerlei Sicherheit geboten, lediglich eine Scheinsicherheit suggeriert. Spätestens nach dem tödlich endenden Beißvorfall des kleine André durch zwei Rottweiler, oder dem tödlich endenden Beißvorfall in Lutzhorn durch einen Schäferhund (Herr Schily hat nach unseren Informationen einen Schäferhund, ist das der Grund, warum der Schäferhund nicht gelistet ist?), der offensichtlich weder für Politiker noch für Medien oder Kinderschutzbund erwähnenswert war, hätte solch eine verlogene Antwort nicht mehr durch Ihre Mitarbeiter, also durch Sie, veröffentlicht werden dürfen. Sie selbst strafen sich Lügen!





Die angebliche Sicherheit, die Sie und andere verantwortungs- und offenbar auch gewissenlose Politiker der deutschen Bevölkerung suggerieren, ist eine Scheinsicherheit, hat mit wirklicher Sicherheit absolut nichts zu tun. Sämtliche Beißvorfälle haben ihre Ursache im Fehlverhalten der Menschen - direkt oder indirekt. Ein Hund kann nur auf das Verhalten der Menschen reagieren, auch auf ihre Fehler. Täter ist immer der Mensch, leider vielfach auch Opfer. Die Tiere sind aber immer Opfer und immer unschuldig.





Herr Beck, Menschen, die sich ein selbständiges Denken und Handeln voller Verantwortung bewahrt haben und keine Marionetten von verantwortungslosen Politikern und Medien sind, und die versuchen, dieses nie wieder gut zu machende Unheil mit deutlichen Parallelen zum Vorgehen im Nationalsozialismus - Diskriminierung, Aufruf zum Denunziantentum, Kriminalisierung, Kennzeichnungspflicht, Einschränkung ihrer Grundrechte, Wohnraumkündigungen, Verfolgung, Zwangsenteignung, Zwangsinhaftierung und Vernichtung - zu lindern und zu beenden, vergessen nicht, wie sich im Wechselspiel Politiker und Medien, Politiker und Justiz gegenseitig beeinflussten, um ihre rassistischen Fehlentscheidungen und jahrelangen Versäumnisse zu decken und ihre Hände in Unschuld zu waschen  - bis heute. Wir wollen doch bitte auch nicht die Tötungsvorhaben der Politiker in Dürkheim bzw. RPF, der Politiker des Städte- und Gemeindetages und der Politiker in fast allen Bundesländern - außer in Thüringen - vergessen, die vorsätzlich viele hunderte - oder schon tausend? - Hunde einfach hinrichten ließen aufgrund Rassezugehörigkeit und pauschaler Gefährlichkeitsunterstellung und nun noch zusätzlich aus Kostengründen töten lassen wollen, obwohl die Politiker selbst verantwortlich sind für das vorsätzliche Produzieren sinnloser Kosten. Wir wollen alle auch nicht vergessen, dass auch Sie angeklagt  waren vom Internationalen Gerichtshof für Tierrechte, dass z.B. das ZDF mit Kamerateam vor Ort war und bis heute jegliche Information gegenüber der Bevölkerung in diesem Land vorenthalten bzw. unterschlagen hat. Auf Weisung? Naja, im Ausland ist der Rassenwahn der deutschen Politiker hinrichend bekannt, auch bei der EU.





Leider lässt sich kaum noch beurteilen, wer wem am meisten beeinflusst. Tatsache aber bleibt: Es gibt in Deutschland fast keine unabhängigen Justizbehörden mehr. Tatsache bleibt, dass die Medien, auch die Anstalten des angeblich öffentlichen Rechts voll im Griff der Politiker sind und damit deren Marionetten. Bezahlt werden sie aber von der belogenen und betrogenen Bevölkerung - wie üblich.





Herr Beck, wenn die deutschen Politiker tatsächlich daran glauben würden, was sie praktizieren, nämlich die Hunde bestimmter Rassen sind die Täter und müssen verboten und ausgerottet werden, dann müssten eben diese Politiker spätestens nach dem Amok�lauf in Erfurt alle Schusswaffen verbieten - kein einziger Mensch braucht Schusswaffen, um zu leben, sondern ausschließlich, um andere zu morden - und jetzt nach dem Flugzeugunglück mit den vielen armen Kindern alle Flugzeuge verbieten. Da auch sehr viele Kinder durch Autos ums Leben kommen, müssten auch alle Autos verboten werden. Zumindest wäre dies das gleiche Schema, wie man es mit den immer unschuldigen Hunden praktiziert, aber weder Schusswaffen, eine wirkliche und immer vorsätzliche Gefahr für Mensch und Tier, weder Flugzeuge oder Autos werden verboten, obwohl mittels diesen weitaus mehr Menschen ums Leben kommen, als je durch Hunde verletzt wurden oder zu Tode kamen. - Hoffentlich erkennen Sie das kranke Denken bzw. die Lügen der deutschen Politiker.





Herr Beck, Sie haben vollständig Ihr Ansehen als Volksvertreter verloren. Hoffen wir, dass auch Ihnen dies deutlich quittiert wird. Wenn unsere sog. Volksvertreter schon total wirklichkeitsfremd sind und sich gerne und freiwillig auf Stufen mit Kriminellen stellen wollen, bitte, aber erwarten Sie nicht, dass die verantwortungsvollen Bürger Ihnen/ihnen dies gleichtun wollen. Es gibt noch eine Menge Menschen mit Rückgrat und Verantwortung, nicht geprägt von Macht- und Geldgier!





Als Anlage eine Liste der Grundrechtsverletzungen durch Politiker gegenüber den verantwortungsvollen Hundehaltern der willkürlich aufgrund frei erfundener Rassenlisten diskriminierten Hunde und in Folge des vorsätzlichen Missbrauchs des Begriffs Kampfhund, für den MP Stoiber verantwortlich zeichnet. Ihm gefiel er aus populistischen Gründen!





Weiterhin erhalten Sie die Schreiben der Ihnen persönlich bekannten Expertin Frau Fleig an den damaligen Leiter der IMK, Minister Püchel, die Stellungnahme des Bundesverbandes praktischer Tierärzte und die über ein Jahr lang vorsätzlich von deutschen Politikern unter Verschluss gehaltene Resolution der Hundeexperten von Polizei, Zoll, BGS und Bundeswehr. Alle diese Stellungnahmen wirklicher Experten werden bis heute ignoriert von den deutschen „Volksvertretern“.





Ich grüße Sie mit der Ihnen gebührenden „Hochachtung“
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Unsere offene Anfrage an den Ministerpräsidenten


Ihr Schreiben vom 10. Juni 2002








Guten Tag, Herr Dr. Nickisch,





wir haben Ihr Schreiben erhalten. Die Antwort des Amtsveterinärs Dr. Stolpe haben wir ebenfalls erhalten, befriedigen kann diese keinesfalls. Nicht nur wir haben den Eindruck, dass die geschilderten tierquälerischen Umstände ihre Richtigkeit haben. Wir haben weiterhin den Eindruck, dass diese Tierquälereien und damit verbundene Verstöße gegen das gültige Tierschutzgesetz ignoriert bzw. gedeckt werden. 





Wir sind zwar keine Veterinäre, aber wir sind auch nicht so dumm, zu glauben und wie Dr. Stolpe versucht, uns diese tierquälerische Haltung im Tierheim Ladeburg als korrekt darzustellen, dass ein arthrosekranker und zusätzlich kälteempfindlicher Hund, der über längere Zeit im Winter im Freien gehalten wurde, therapiert wird, indem man ihn dann in Räumen in einer Box 1 x 1 m hält in seinen Exkrementen stehend/liegend. Jeder ehrliche Tierarzt wird bestätigen, dass dies nichts mit Therapie, wohl aber mit Quälerei des Hundes zu tun hat.





Dies ist ja nur ein Beispiel in Folge der Zwangsenteignung und Schikanen der Politiker und Behörden gegen verantwortungsvolle Hundehalter und willkürlich diskriminierte Hunde. Aber wir wären Ihnen sehr dankbar, wenn Sie, Herr Dr. Nickisch, als Veterinär Ihrer Pflicht auch gegenüber diesen unschuldig in diese Situation und Not gekommenen Hunden nachkommen würden und wenigstens eine tierart- und tierschutzgerechte Haltung garantieren, bis die Tiere zu ihren Haltern zurückkommen oder anderweitig in verantwortungsvolle Hände vermittelt werden. Dr. Stolpe scheint da wohl fehl am Platz zu sein. Näheres entnehmen Sie bitte unserer Antwort an ihn.





Wir hoffen sehr, dass die zwangsinhaftierten rassendiskriminierten Hunde (und natürlich alle anderen Tiere auch) diese Willkür nicht zusätzlich zu aller bisherigen Qual noch mit ihrem Leben bezahlen mussten. Diese Befürchtungen haben sich seit Juli 2000 leider viel zu oft bewahrheitet. 





Wir haben die Antwort an Dr. Stolpe  bereits mit einem weiteren Schreiben an den Ministerpräsidenten Stolpe - noch vor seinem offiziellen Rücktritt - gegeben. Nach seinem Rücktritt sind wir nun gezwungen, uns an seinen Nachfolger zu wenden, da sich an den Schikanen gegen Hunde und Halter sowie der Qual der Tiere und der Gesetzesverstöße in Folge einer - rechtswidrigen? - Hundeverordnung noch nichts geändert hat.





Vom Ministerium des Innern erhielten wir bis heute keine Antwort. Sicher wollte Minister Schönbohm erst einmal das skandalöse, aber in seine Kerbe hauende Urteil des Oberverwaltungsgerichts Frankfurt abwarten. Ein weiteres Gefälligikeitsurteil und wieder einmal mehr kamen die Richter ihrer Informationspflicht nicht nach, denn sonst hätte auch dieses Urteil anders ausfallen müssen. Experten-Informationen und Stellungnahmen lagen auch dort rechtzeitig vor.	(...)�
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Erschütternd ist aber leider die Tatssache, dass Veterinäre, die man eigentlich sozusagen zu den Experten in Einschätzung Hunde zählen müsste, sich nicht zu schade dafür sind, sich dem Rassenwahn verantwortungsloser deutscher Politiker widerspruchslos anzuschließen. Sie, aber auch Dr. Stolpe wissen es: Es gibt keine gefährlichen Hunde aufgrund ihrer Rassezugehörigkeit. Es gibt keine geborenen Kampfhunde.





Der Begriff Kampfhund wurde vorsätzlich missbraucht - verantwortlich dafür ist MP Stoiber, der diesen aus populistischen Gründen gewollt missbrauchte und diesen Missbrauch gesetzlich legalisierte.





Die Hunderassenlisten sind freie Erfindung eines ehemaligen Polizeibeamten, der damit seine Daseinsberechtigung nachweisen wollte/musste. Jetzt verdient er sich mit seinen Ausrottungslisten eine „goldene Nase“, die Tiere bezahlen diesen Schwindel und diese Gier mit ihrer Freiheit und vielfach mit ihrem Leben. 





Nicht nur unzähligen unschuldigen Hunden hat diese Hinterhältigkeit Gesundheit, Freiheit und Leben gekostet, sondern auch Menschen wurden enorm diskriminiert, schikaniert, abgezockt, bedroht, gequält, getötet.





Es ist erschütternd, dass leider auch Veterinäre, die eigentlich einen Eid auch gegenüber den Tieren abgelegt haben - nicht um sie zu vernichten, sondern ihre Gesundheit und ihr Leben zu erhalten - sich für diesen Rassenwahn hergeben und sich nicht dafür zu schade sind, diesen zu unterstützen.





Als Anlage erhalten Sie unsere Antwort an Dr. Stolpe, die Erklärung des BV praktizierender Tierärzte, die von deutschen Politikern über ein Jahr unter Verschluss gehaltene Resolution der Hunde-Experten von Zoll, Polizei, BGS und Bundeswehr sowie unser Schreiben an die MOZ zu dem neuen Skandalurteil, dieses Mal in Frankfurt und das Schreiben der Expertin Frau Fleig an den Uckermark-Kurier.





Wirklicher Menschenschutz beginnt beim Tierschutz und nicht damit, hilflose Tiere zu quälen und zu töten.





Sich gegen den seit Juli 2000 praktizierten Rassismus deutscher Politiker einzusetzen, ist nicht nur die Aufgabe der betroffenen Hundehalter oder der Tierschützer, sondern auch Pflicht jeden aufrichtigen Veterinärs und jedes verantwortungsvoll denkenden und handelnden Menschen.





Vor ca. fünfzig Jahren wurde Ähnliches praktiziert: Diskriminierung, Kriminalisierung, Denunziantentum, Kennzeichnungspflicht, Verfolgung, Enteignung, Inhaftierung, Vernichtung. Die Parallelen zu dem rassistischen Vorgehen seit Juli 2000 sind erschreckend ähnlich. Damals schwiegen zu viele und nahmen bereitwillig Befehle an, ohne diese in Frage zu stellen. Auch heute schweigen zu viele, nehmen bereitwillig Befehle an, ohne diese in Frage zu stellen. Wie lange noch? Solange, bis man selbst Betroffener ist?





Wenn man wirklich gegen solch einen rassistischen Wahnsinn tätig werden will, kann man es auch. Die Resolution der Diensthundeführer von Zoll, Polizei, BGS und Bundeswehr beweisen dies ebenfalls.





Im Auftrag aller Schutzbedürftigen














Anlagen wie o.a.
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Offener Brief








Guten Tag, Herr Ministerpräsident Platzeck,





sehr zurückhaltend beglückwünschen wir Sie zu Ihrem neuen Amt und zu Ihrem Aufstieg als Ministerpräsident. Die Bevölkerung - in und auch außerhalb des Bundeslandes Brandenburg - möchte erst einmal sehen und erleben, woran man ist. Auch wenn Ihr Vorgänger in den Medien gepriesen wird, bei der eigenen Bevölkerung steht er, wie so viele Politiker, nicht in hohem Ansehen. Das Gegenteil ist der Fall.





Kurz bevor Herr Ministerpräsident Stolpe seinen von ihm offenbar schon länger geplanten Rücktritt bekannt gab, reichten wir an ihn persönlich noch Unterlagen ein, die sich auf eine offene Anfrage von uns bezogen. Als er noch im Amt war, gab er die Beschwerden und Inhalte unserer offenen Anfrage weiter an die Behörden. Deren Antworten können aber gemessen an den Tatsachen - Willkür, Schikanen, Quälen Wehrloser - nicht befriedigen und sind zum Teil recht wirklichkeitsfremd, um es vorsichtig auszudrücken.





Herr Ministerpräsident, auch Ihnen ist als ehemaliger Oberbürgermeister die Problematik der sog. Kampfhunde in Deutschland bekannt. Wir reichten an Herrn Ministerpräsident Stolpe aussagekräftige Unterlagen ein, dass z.B. die Hunderassenlisten freie Erfindung eines ehemaligen Polizeibeamten sind, der damit seine Daseinsberechtigung behaupten musste, sich jetzt eine „goldene Nase“ durch seine frei erfundenen Ausrottungslisten verdient. Wir konnten auch belegen, dass der Begriff Kampfhund vorsätzlich missbräuchlich von MP Stoiber aus populistischen Gründen missbraucht und entgegen jeder Vernunft und Verantwortung gesetzlich legalisiert wurde.





Auch in Brandenburg praktiziert man aufgrund frei erfundener Rassenlisten schnelle und langsame Ausrottung der unschuldigen Hunde und Willkür gegen verantwortungsvolle Hundehalter. Sehr viele Hunde wurden gequält und/oder regelrecht hingerichtet. Ihr Innenminister Schönbohm ist als Rassismusverfechter berüchtigt, ebenfalls seine behördlichen Helfer, die auch ohne Beißvorfälle die Hunde zwangsenteignen und unter tierquälerischen Haltungsbedingungen dahin vegetieren lassen. Schilderungen fügen wir erneut bei.





Die Antwort, die uns der Namensvetter von Ministerpräsident Stolpe, der Amtstierarzt Dr. Stolpe zukommen ließ, straft ihn selbst Lügen. Sie können dies auch unserer Antwort an ihn entnehmen, die wir mit unserem ebenfalls beigefügten letzten Schreiben an Ministerpräsidenten Stolpe - kurz vor seinem uns damals noch unbekannten Rücktritt - sandten. Natürlich interessierte ihn dies zum damaligen Zeitpunkt nicht mehr.





Deshalb wenden wir uns nun an Sie, denn es liegt allein in Ihrer Hand, ob endlich in Brandenburg die Ausrottungskampagne gegen unschuldige Hunde beendet wird - trotz des erneuten Gefälligkeitsurteils des Oberverwaltungsgerichts in Potsdam. Dies schlägt ja vollkommen in die Kerbe des Rassismusverfechters Schönbohm und die bisher praktizierte Ausrottungstaktik und Willkür gegen Hunde und Halter. Wieder einmal mehr unterließen die Justizbehörden die Pflicht, sich z.B. auch über Expertenstellungnahmen und Gutachten zu informieren, obwohl diese eingereicht wurden.





Dies ist doppelt erschütternd, da es sich erneut um ein reines Gefälligkeitsurteil zu handeln scheint. - Es ist inzwischen sehr vielen Menschen in Deutschland deutlich geworden, dass es offenbar nur noch wenige wirklich unabhängige Justizbehörden gibt. Offensichtlich arbeiten Politik und Justiz Hand in Hand entgegen Pflicht und Verantwortung. Auch diesem Richter gingen rechtzeitig aussagefähige Informationen zu, die eindeutig belegen, dass es keine aufgrund der Rassezugehörigkeit gefährlichen Hunde gibt. Kein einziger wirklicher Experte in Deutschland und im Ausland kann und will diese Rassenlisten bestätigen. Aber auch bei der damaligen IMK ignorierte man die Stellungnahmen wirklicher Experten, lehnte die Unterstützung wirklicher Experten ab. Man antwortete ihnen einfach nicht und ließ sich - also auch Minister Schönbohm - von dem Erfinder der Hunderassenlisten beraten. Dies alles, um politische Fehlentscheidungen zu vertuschen, die man seit Juli 2000 - dem tödlichen Unfall Volkans, der von Menschen umgebracht wurde - vorsätzlich bundesweit - außer in Thüringen - praktiziert. Übernommen hat man die Ausrottungsstrategien von Bayern, wo diese auf Betreiben des Ministerpräsidenten Stoiber bereits seit 1992 praktiziert werden. Um jahrelange politische Versäumnisse zu vertuschen, stürzte man sich regelrecht auf diese „Krücken“ der  vorsätzlichen Ausrottung. Im Wechselspiel Politiker und Medien schürte man eine Hysterie, die die Bevölkerung in Deutschland durch Lug und Trug bis heute in Hundehalter und Hundehasser spaltet. Sowohl Menschen wurden Opfer - bedroht, verletzt, erschossen, verschiedene Mordanschläge wurden verübt -, aber noch mehr Tiere, auch in Brandenburg.





Herr Ministerpräsident Platzeck, es liegt einzig und allein in Ihrer Hand, diese Ausrottungskampagane und die Verbrechen an den Tieren in Ihrem Bundesland endlich zu beenden und mit praktikablen Methoden eine wirkliche Sicherheit im Zusammenleben der Menschen mit den treuesten Gefährten, den Hunden, zu praktizieren. Willkürliches Diskriminieren, pauschale Gefährlichkeitsunterstellung - Hund gefährlich aufgrund Rasse (dies kann man z.B. gleichsetzen mit der willkürlichen Behauptung: Politiker aller etablierten Parteien sind korrupt und kriminell; hoffentlich erkennen Sie die Parallele), das Quälen und Morden der Tiere ist keine Lösung und bietet der Bevölkerung auch keinerlei Sicherheit vor weiteren Beißvorfällen. Diese sind nämlich bis heute nicht zurückgegangen, können es auch gar nicht, denn man setzte beim Opfer an, nicht beim Täter. Täter ist aber immer der Mensch, denn alle Beißvorfälle haben ihren Ursprung im menschlichen Fehlverhalten - direkt und indirekt. Diejenigen, die diese Hunderassen in Verruf brachten, indem sie die Tiere qualvoll zum Kampf trainierten, bereits damit im Welpenalter beginnend, spezialisieren sich inzwischen ohnehin auf andere Hunderassen, um ihr bestialisches Vorhaben ungehindert fortzusetzen.





Wir hoffen, dass wir uns nicht umsonst an Sie wenden, wir hoffen auf Vernunft, Verantwortung und Fairneß. Bitte beenden Sie den Rassismus und die Ausrottung in Brandenburg.





Bitte veranlassen Sie, dass die zwangsenteigneten und nicht selten quälerisch in Tierheimen, die diese Bezeichnung nicht verdienen, gehaltenen Hunde endlich ihren verantwortungsvollen Besitzern zurückgegeben werden oder dass für diese unschuldigen Hunde Vermittlungschancen geschaffen werden. Auch sie haben nur dieses eine Leben.





Setzen Sie bitte den Rassismus gegen Unschuldige nicht fort, denn dies alles hatten wir bereits vor ca. 50 Jahren mit schlimmen, nie wieder gut zu machenden Folgen. Dies ist jetzt nichts anderes, nur sind die Opfer hauptsächlich unsere Mitgeschöpfe, konkret die unschuldigen Hunde, und auch Menschen. Täter sind ausschließlich Menschen, nie die Tiere, sie sind immer Opfer, denn sie sind das, was Menschen aus ihnen machen.





In dieser Hoffnung und mit dieser dringenden Bitte, das Quälen und Töten Unschuldiger und diese seit Juli 2000 auch in Brandenburg zum Himmel schreiende Ungerechtigkeit gegen verantwortungsvolle Menschen und immer unschuldige Tiere endlich zu beenden, überlassen wir Ihnen folgende Unterlagen:





Unser Schreiben an den Ministerpräsidenten Stolpe vom  13. Juni 2002 mit unserer Antwort an Amtstierarzt Dr. Stolpe. Wir können uns nicht des Eindrucks erwehren, dass durch diesen Amtstierarzt Tierquälereien in dem angesprochenen Tierheim in Ladeburg gedeckt werden. Kein verantwortungsvoller Tierarzt wird bestätigen, dass z.B. ein arthrosekranker Hund, den man im Winter, obwohl sehr kälteempfindlich, im Freien hielt und dann endlich in 	(...)�
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Räumlichkeiten, gesunden kann in einer Box, nicht größer als 1 x 1 m, stehend, sitzend, liegend in seinen Exkrementen. Dies ist nur ein Beispiel der Qual dieser willkürlich aufgrund ihrer Rassezugehörigkeit geschundenen Hunde.


Schilderungen, wie die Behörden z.B. in Eberswalde gegen Menschen und Tiere vorgehen - Politiker- und Behördenwillkür pur.


Schreiben einer wirklichen Expertin, Frau Fleig an den Uckermark-Kurier/Prenzlauer Zeitung anlässlich des kürzlich gefällten Gefälligkeitsurteils des OVG Frankfurt, worüber sich Herr Minister Schönbohm (ebenfalls Angeklagter vor dem Tiergerichtshof in Genf, Prozess Mai 2001) so freut, weil er ja seinen Rassismus weiter ungestraft betreiben kann.


Schreiben von Frau Gerlach an den Uckermark-Kurier/Prenzlauer Zeitung (gleiches ging an die MOZ und die Bild Berlin).


Schreiben von Frau Schulz, Brandenburg, an die MOZ anlässlich dieses Skandalurteils


Stellungnahme des Experten, Herrn Maciejewski, anlässlich des Hunde-Gesetz-Entwurfes NRW, die sehr wohl auch Gültigkeit für sämtliche Hunde-VO, wie sie zur Zeit bestehen und praktiziert werden, hat.


Beispiele von Grundgesetzverletzungen für Halter der willkürlich aufgrund Ausrottungslisten rassendiskriminierten Hunde


Die von den deutschen Politikern über ein Jahr vorsätzlich unter Verschluss gehaltene Resolution der Experten des Diensthundewesen von Polizei, Zoll, BGS und Bundeswehr - Wortlaut und Veröffentlichung.


Die Schreiben der Expertin Frau Fleig an den damaligen Leiter der IMK, Minister Püchel.


Die Stellungnahme der Expertin Frau Dr. Eichelberg, ebenfalls gültig für ganz Deutschland.


Das Schreiben mit praktikablen Lösungsvorschlägen der Experten Dr. Fleig und Frau Fleig an den damaligen Innenminister Schäuble von 1990!!! Es wurde bis heute ignoriert wie alle wirklichen Experten auch! (Dies zeigt ja, dass der Großteil der deutschen Politiker an einer wirklichen Gefahrenabwehr für Menschen und Tiere in keiner Weise interessiert sind - außer in Thüringen.)





Dr. Nickisch, Vet.-Behörde im Ministerium für Landwirtschaft, Umweltschutz und Forsten - zuständig auch für den Schutz der Tiere! - haben wir ebenfalls die Antwort des Veterinärs Dr. Stolpe weitergeleitet und deutlich gemacht, dass diese keinesfalls befriedigen kann. Näheres wurde oben bereits ausgeführt. Dies alles geschieht ja widerspruchslos im Auftrag von Herrn Schönbohm und leider auch dem Ministerpräsidenten dieses Landes. (Obwohl es auch diesen Behörden freigestanden hätte, von unten nach oben zu melden, welch verantwortungsloser Unsinn und lebensvernichtender Wahnsinn verzapft wird.)





Dass es ein friedliches Zusammenleben zwischen Hunden und Menschen gibt, auch ohne Rassenlisten seit Juli 2000 macht das Bundesland Thüringen vor. Dort hat man sich dem Schwachsinn Ausrottungslisten nicht angeschlossen, hat wirkliche Experten nicht ignoriert, sondern sich beraten lassen. Leider muss sich auch Thüringen dem Rassenwahn der Ministerin Künast unterordnen, obwohl auch diese noch vor der IMK und vor der Hunde-VO von wirklichen Experten vielfach darauf aufmerksam gemacht wurde, dass es keine gefährlich geborenen Hunde aufgrund Rassenzugehörigkeit gibt. Aber auch dort wurden wirkliche Experten ignoriert und nicht nur bei diesem Tierqualproblem.





Herr Ministerpräsident Platzeck, im Umgang mit den Schwächsten unserer Zivilisationskette spiegelt sich immer auch der Umgang mit den Menschen wider. Wenn die Schwächsten nichts zu erwarten haben, haben weniger Schwache dies auch nicht von den sog. Volksvertretern. Deutschland hat ca. 5 Millionen Hundehalter und ein sehr großer Teil davon ist betroffen und noch mehr Menschen versuchen, diese seit Juli 2000 praktizierten Ausrottungsaktionen deutscher verantwortungsloser Politiker zu stoppen.





Alle diese sind auch Wähler.





Es dürfte ja auch Ihnen bekannt sein, dass auch in Brandenburg viele Hunde regelrecht hingerichtet wurden im Zuge der Diskriminierung und Ausrottung. Bitte stoppen Sie diesen Irrsinn endlich. Jetzt haben Sie die Möglichkeit dazu, wenn Sie dies wollen.





Wir erwarten Ihre Antwort.





Im Auftrag aller Schutzbedürftigen	Anlagen wie o.a.�
Martina Gerlach	Wald-Michelbach, 4. Juli 2002


Hauptstraße 87 a	Telefax 06207/920427


69483 Wald-Michelbach	
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Persönlich


Frau Prof. Dr. Herta Däubler-Gmelin


„Tierschutz ist Erziehung zur Menschlichkeit.“ - 	Albert Schweitzer


Wirklicher Menschenschutz beginnt beim Tierschutz, beim Schutz der Schwächsten unserer Zivilisationskette. Alles andere ist Lüge!


Bundesministerin der Justiz


Jerusalemer Straße 24 - 28





10117 Berlin

















Gesetzesentwurf gegen Gewalt


Wann beginnt der Amoklauf?








Guten Tag, Frau Bundesjustizministerin,





vielen Dank dafür, dass Sie, obwohl Ihnen ja in der Regel immer die Hände gebunden sind, einen Gesetzesentwurf gegen Gewalt vorgelegt haben. Allerdings ist dieser Entwurf ergänzungsbedürftig. Durch diesen Entwurf wird deutlich, dass die Politiker in Deutschland nicht fähig oder nicht willens sind, Zusammenhänge zu verstehen. Gewalt, Frau Bundesjustizministerin, beginnt immer an den Schwächsten, an Tieren, an Kindern, an älteren Menschen. Es gibt Studien, die eindeutig belegen, dass der größte Teil der Gewaltverbrecher sich immer zuerst an den Tieren übte - ungestraft bis heute! - und in Folge davon erst ihre Hemmschwelle zur Gewalt an Menschen überschritt.





Aber erst die Gewalt an Menschen begangen wird bestraft, die an den Tieren geschieht fast immer ungestraft oder falls es zu einem der seltenen Fälle der „Bestrafung“ kommt, ist diese so gering, dass die Gewalttäter gegen Tiere regelrecht zu weiteren Straftaten gegen die immer hilflos ausgelieferten Tiere ermuntert werden, dann es erwartet sie kaum Strafen dafür. Auch Tiere leiden nicht geringer als Menschen. Nur Menschen sind fähig und willens zu grausamster Gewalt - nicht die Tiere.





Laut Veröffentlichung soll die Strafvorschrift bereits bei „Gewalttätigkeiten von einiger Erheblichkeit“ greifen und auch gelten, wenn sich die Gewalt gegen „menschenähnliche Wesen“ richtet. Wann fängt denn bei Ihnen das „menschenähnliche Wesen“ an? In den Tierexperimenten werden fast alle Tiergattungen zerexperimentiert, weil sie angeblich den Menschen so ähnlich sind. Gleiches gilt bei der Genforschung und bei vielfältigem anderen Missbrauch unserer Mitgeschöpfe, denen aber der Schutz solch eines Gesetzes mit Verbot gewaltverherrlichender Videos und Computerspiele vorenthalten werden soll, offenbar auch den äußerlich menschenähnlichen Affen.





Frau Bundesministerin, sämtliche Gewalt geht einzig und allein von Menschen aus - gegen Menschen, gegen Tiere, gegen die Natur, also die Grundlage allen Lebens. Die Tiere und die Natur sind den Menschen hilflos ausgeliefert, die Verbrechen an ihnen bleiben fast immer ungestraft. Es ist aber nicht weniger Gewalt an Wehrlosen.





Wenn Sie ein wirklich glaubwürdiges Gesetz verwirklichen wollen, dann bitte ersetzen Sie die rassistische und speziesistische Formulierung „menschenähnliche Wesen“ durch „angst-, schmerz- und leidempfindende Lebewesen“. Dazu gehören sowohl Menschen als auch unsere leidensfähigen Mitgeschöpfe, die Tiere, an denen sich fast alle Gewalttäter zuerst proben. (Das hat absolut nichts mit Ersatz des bestehenden Tierschutzgesetzes zu tun.)





Gewalt beginnt nicht erst an den Menschen, sondern an den Schwächsten unserer Zivilisationskette. Wenn aber die Schwächsten unserer Zivilisationskette von den Politikern nichts zu erwarten haben, haben weniger Schwache dies auch nicht und Ihr Gesetz bleibt Stückwerk.
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In einer Zeit, Frau Bundesjustizministerin, in der sich immer mehr Menschen für das Lebensrecht, die Qualminderung und den Schutz auch des nichtmenschlichen Lebens einsetzen und dies einfordern, sollten auch Sie nachdenken und umdenken. Das Tierschutzgesetz, bis jetzt zu einer Farce verkommen, weil jedes Verbrechen an unseren Tieren darin gesetzlich legalisiert wurde, bezeichnet die Tiere als unsere Mitgeschöpfe. Die Aufnahme des Tierschutzes ins Grundgesetz wird hoffentlich dazu beitragen, dass dieses bisherige Tiernutzgesetz endlich als ein wirkliches Tierschutzgesetz praktiziert wird.





Es ist auch für die Politiker, also auch für Ihr Ministerium, Zeit, endlich entsprechend umzudenken und umzuhandeln.





Anbei Beispiele von Skandalurteilen für menschliche Gewalttäter gegenüber unseren leidensfähigen Mitgschöpfen und Informationen zu den Zusammenhängen von Tierschindern/Tiermördern und Gewaltverbrechen an Menschen.





Mit Ihrem jetzigen Gesetzesentwurf forcieren Sie nur die Gewalt an den Wehrlosesten noch, denn durch dieses Gesetz wird leider suggeriert, dass es kein Verbrechen zu sein scheint, wenn Gewalt und Vernichtung an nicht „menschenähnlichen Wesen“ begangen wird.





Im Umgang mit den Schwächsten unserer Zivilisationskette zeigt sich immer auch der Umgang mit den Menschen!





„Die Größe einer Nation zeigt sich darin, wie man mit den Tieren umgeht.“


Mahatma Gandhi





Frau Bundesjustizministerin, wir Menschen maßen uns zwar an, der Maßstab aller Dinge zu sein, aber wie Menschen mit Menschen und Menschen mit den allen ihnen hiflos ausgelieferten Lebewesen umgehen, ist eine Schande, ist menschenunwürdig, aber menschlichen Bestien sehr wohl würdig. Auch wir Menschen sind nur Gäste auf dieser Welt und haben Pflichten, auch gegenüber den uns allen anvertrauten Mitgeschöpfen, die meist mehr Menschlichkeit und Verantwortung praktizieren als Menschen es zu tun bereit sind.





Wir bitten um Antwort.





Im Auftrag aller Schutzbedürftigen

















Anlagen


�
Martina Gerlach	Wald-Michelbach, 7. Juli 2002


Hauptstraße 87 a	


69483 Wald-Michelbach
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Herrn Minister


Uwe Bartels


Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft


Forsten und auch Tierschutz


Calenberger Straße 2





„Tierschutz ist kein Anlaß zur Freude, sondern eine Aufforderung, sich zu schämen, daß wir ihn überhaupt brauchen.“  


	Dr. A. Grasmüller


30169 Hannover
































Guten Tag, Herr Minister Bartels,





in der Vergangenheit wandte ich mich bereits mehrfach an Sie zu verschiedenen Tierqualproblemen, auch der sog. Kampfhundeproblematik. In der Regel erhielt ich, wenn überhaupt, negative Antworten von Ihnen, auch für Drohungen waren Sie sich nicht zu schade, um zu versuchen, mich mundtot zu machen. (Sie erinnern sich sicher an mein Schreiben „Maulkorb für unbequeme Bürger, weil für sie das Töten nicht das Normale ist?“)





Nach dem endlich vernünftigen Urteil des Bundesverwaltungsgerichtes, welches Ihre Hunde-Verordnung als nichtig erklärte und damit das ebenfalls von Vernunft geprägte Urteil der Lüneburger Richter bestätigte, äußerten Sie sich wie folgt:





„Es ist eine unbefriedigende Regelung, weil der von mir gewollte hohe Schutz der Bevölkerung vor den gefährlichen Hunden nicht mehr in dem Maße gewährleistet werden kann, wie ich es für erforderlich halte.“





Herr Minister Bartels, es ist eine Schande! Was Sie der Bevölkerung als Sicherheit suggerieren durch langsame und schnelle Ausrottung von Hunden bestimmter Rassen aufgrund völlig frei erfundener Rassenlisten, hat mit wirklicher Sicherheit und mit Verantwortung überhaupt nichts zu tun. Es ist eine Scheinsicherheit! Die Hunde sind bequeme Sündenböcke für politisches Fehlverhalten!





Auch durch die frei erfundenen Rassenlisten und der in Folge dieser Listen und in Folge des vorsätzlich missbrauchten Begriffes Kampfhund seit Juli 2000 praktizierten schnellen und langsamen Ausrottung der Hunde sind die Beißvorfälle keineswegs zurückgegangen. Sie können auch gar nicht zurückgehen, weil man bei den Opfern, nicht bei den Tätern ansetzte. Täter ist aber ausschließlich der Mensch. (Aus populistischen Gründen missbrauchte Ministerpräsident Stoiber den Begriff Kampfhund und legalisierte diesen Missbrauch gesetzlich .)





Volkan, der kleine André, die Gladbecker Rentnerin wurden von Menschen umgebracht, von leichtfertigen, von verantwortungslosen Menschen, von Kriminellen, von Tierschindern, von schlampig arbeitenden Behörden und von verantwortungslosen Politikern. Sowohl Menschen als auch Tiere waren und sind Opfer. Hunde können nur das zurückgeben, was Menschen ihnen vorher beibrachten, am deutlichsten zu begreifen im Fall des kleinen Volkan.
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Sämtliche Beißvorfälle haben ihre Ursache im menschlichen Fehlverhalten - direkt und indirekt. Hunde reagieren lediglich auf das Verhalten der Menschen.





Durch dieses gewollt falsche Vorgehen gegen Hunde und Halter, weil man sämtliche Expertenstellungnahmen ignoriert(e) bzw. unter Verschluss hielt, durch das vorsätzliche Schüren der Hysterie gegen Hunde und Hundehalter und parallel dazu wirkliche Aufklärung unterließ und der Wirklichkeit entsprechende Informationen der Bevölkerung vorenthielt und immer noch vorenthält, kamen sehr viele, immer unschuldige Hunde zu Tode, aber auch Menschen wurden Opfer von Mordanschlägen, auch tödlich endend. So, Herr Minister Bartels, sieht die von Ihnen suggerierte  angebliche Sicherheit aus.





Herr Minister Bartels, ich und viele andere können sich des Eindrucks nicht erwehren, dass Sie Ihren ganz persönlichen Hass auf Hunde ausleben und dafür Ihr politisches Amt möglicherweise missbrauchen. Wird dies nicht auch durch Ihre Broschüre bestätigt?





Wenn Ihnen wirklich an der Sicherheit von Menschen und Tieren aufrichtig gelegen ist, dann bitte denken Sie nach, denken Sie um und handeln Sie um. Um Sie dabei zu unterstützen überlasse ich Ihnen folgende Unterlagen:





Die von den deutschen Politikern über ein Jahr vorsätzlich unter Verschluss gehaltene Resolution der Hundeexperten von Polizei, BGS, Bundeswehr und Zoll


Die Stellungnahme des Bundesverbandes praktizierender Tierärzte anlässlich der IMK 2001


Die Schreiben der wirklichen Expertin Frau Fleig an den damaligen Leiter der IMK, Minister Püchel. Man ließ sich trotz aller Aufklärung und Informationen doch lieber vom Erfinder der Ausrottungslisten beraten, um politische Fehlentscheidungen nicht einzugestehen, die Ausrottung der unschuldigen Hunde weiter zu betreiben und der Bevölkerung eine Scheinsicherheit zu suggerieren, die niemanden schützt.


Die Stellungnahme von Frau Dr. Eichelberg anlässlich des Gesetzentwurfes von NRW - gültig aber für die Situation in ganz Deutschland.





Für jeden Sexual-,/Gewaltverbrecher, Mörder gilt: Unschuldig bis zum Erbringen des Gegenbeweises. Für die immer unschuldigen Hunde gilt aber: Schuldig aufgrund Rassezugehörigkeit und für die verantwortugnsvollen Hundehalter wurde die Beweislast einfach umgekehrt. Was für eine Gemeinheit, was für eine Doppelmoral der deutschen Politiker!





Herr Minister Bartels, wenn Sie nach allem Bisherigen noch einen Funken Glaubwürdigkeit gegenüber der Bevölkerung darstellen wollen, dann bitte ignorieren Sie nicht länger die Stellungnahmen der Experten. Kein einziger Experte im In- und Ausland kann und will die Rassenlisten - zutreffender Ausrottungslisten - bestätigen. Beenden Sie bitte endlich den Rassismus gegen Hunde und die Diskriminierung verantwortungsvoller Hundehalter in Niedersachsen.





Bitte kommen Sie endlich zur Vernuft!





„Tierschutz ist Erziehung zur Menschlichkeit.“ - Albert Schweitzer - und wirklicher Menschenschutz beginnt beim Tierschutz, nicht beim Quälen und Ausrotten hilflos ausgelieferter Tiere!





Im Auftrag aller Schutzbedürftigen	

















Anlagen w.o.a.





�
Martina und Jürgen Gerlach	Wald-Michelbach, 7. Juli 2002
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Per Telefax an 030/227-76 657 


Frau Heidemarie Lüth


„Tierschutz ist kein Anlaß zur Freude, sondern eine Aufforderung, sich zu schämen, daß wir ihn überhaupt brauchen.“ 


	Dr. A. Grasmüller


Vorsitzende des Petitionsausschusses des


Deutschen Bundestages
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11011 Berlin




















Pet 1-14-06-2192-039677 (vorher 4-14-10-787-039677) - Petition vom 10.9.2001








Sehr geehrte Frau Lüth, sehr geehrter Herr Dierig,





inzwischen hat das Bundesverwaltungsgericht die niedersächsische Verordnung als nichtig erklärt und damit das Urteil der Lüneburger Richter bestätigt. Endlich ein Urteil, geprägt von Vernunft und Verantwortung, kein Gefälligikeitsurteil wie durch den Gerichtshof in Potsdam, wo die Richter ihrer Informationspflicht nicht nachkamen. Zeitungsveröffentlichungen fügen wir bei.





Weiterhin fügen wir die Information vom Verein gegen Diskriminierung von Hunden und Haltern zu diesem Urteil bei mit Informationen zu dem erneuten vollkommen unverständlichen Fehlverhalten und Missachten der Tatsachen durch die Politiker des Bundesministeriums.





Ebenfalls erhalten Sie einen Leserbrief von Frau Schultz, Stolpe, der auch dieses ganze schlimme Vorgehen gegen verantwortungsvolle Menschen und unschuldige Hunde deutlich macht. Nicht weniger deutlich wird die Willkür und der Amtsmissbrauch in dem Auszug des Schreibens von Frau Schultz an Frau Gerlach, in dem der Fall des enteigneten Pit Schlöricke, Eberswalde, deutlich wird. Wir sandten Ihnen ja bereits Schilderungen, wie die Politiker und Behörden amts- und machtmissbräuchlich gegen die dortigen Hundehalter vorgehen, deren Hunde enteignen und unter tierquälerischen Bedingungen über Monate (Pit Schlöricke ist bereits 7 Monate inhaftiert, erst in der Kälte, dann in einer Box 1 x 1 m) gehalten, zutreffender gequält werden.





Weiterhin erhalten Sie Schreiben von Frau Seiler, Ulm, an den Regierungspräsidenten Wickert und  Frau Vogt vom Innenausschuss des Bundestages sowie das erneute Schreiben an den dortigen Bürgermeister, aus welchen ebenfalls der ganze seit Juli 2000 und bis heute praktizierte Irrsinn deutlich wird.





Ob in Ulm, in Eberswalde, in Hessen oder in NRW, offensichtlich wird nach wie vor die Ausrottung der Hunde aufgrund ihrer Rassezugehörigkeit forciert und betrieben, in Ulm z.B. durch regelrechtes Tot-Testen von Hunden (Schilderungen gingen Ihnen bereits zu) oder durch nach wie vor bestehende Tötungsanordnungen. Das ist nichts Geringeres als Ausrottung Unschuldiger.





Inzwischen erreichten uns Informationen, dass ein Teil der angeblich aus dem Endlager Harburg befreiten Hunde lediglich in ein anderes Endlager, in Brandenburg-Blumenberg, verschleppt wurden. Vom Regen in die Traufe ohne eine Lebenschance, weil Politiker dies so wollen und begünstigen. Die Schilderung: Senat arbeitet mit dubiosen Hundezüchter zusammen, ging Ihnen ja bereits zu. Es handelt sich dabei um das Endlager in Brandenburg. - Sobald wir konkretere Informationen haben, obwohl wir nach allem keine Zweifel an diesem Verschleppen der Hunde haben, senden wir Ihnen diese.
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Zurück zum Urteil des Bundesverwaltungsgericht:





Der niedersächsische Minister Bartels ist offensichtlich nach wie vor keinerlei Vernunft zugänglich. Um an der langsamen und schnellen Ausrottung festzuhalten, suggeriert er der Öffentlichkeit, dass nur durch das Festhalten an den Rassenlisten - die nachweislich freie Erfindungen sind - die Bevölkerung geschützt ist. Damit setzt er aber Menschen und Tiere vorsätzlichen Gefahren aus, denn durch das bisher seit Juli 2000 praktizierte Ausrotten der Hunde mittels Rassenlisten gingen die Beißvorfälle in Deutschland keineswegs zurück. Sie erhalten das Schreiben von Martina Gerlach an diesen Minister.





Auch die Äußerungen des Bundesinnenministers Schily zu diesem Urteil, er wäre schon immer für Harmonisierung gewesen, sind nicht glaubwürdig. Er war einer der Politiker, die aufgrund der Rassenlisten Haltern dieser Hunde ihr Grundrecht auf Unverletzlichkeit der Wohnung wegnahmen, um nur einen Punkt zu nennen. Es stellt sich nach allem zwangsläufig die Frage, was für eine Harmonisierung Herr Schily meint. Bundesweite Harmonisierung der bisherigen Ausrottung oder Harmonisierung für einen verantwortungsvollen und vernünftigen Umgang von Menschen und Tieren zur Sicherheit aller? - Nach allen Erfahrungen muss man auf die erste Variante tippen.





Die Ihnen bisher aufgezeigten Zustände - Diskriminierung von Hundehaltern, extreme und kostenintensive Auflagen, Schikanen, Abzocken ohne Ende, z.B. durch die bis um das 20-fache erhöhte Hundesteuer, Schikanen gegenüber Hunden und Haltern, Quälen und Töten von Hunden durch Behörden und Tierquäler, gelynchte Hunde, geschehen nach wie vor. Für die rassendiskriminierten Hunde in den Tierheimen gibt es nur wenige, fast keine Vermittlungschancen, weil die Aufnahme eines solch armen und unschuldigen Wesen zum Teil unmöglich gemacht wurde (s. letzte Schilderung Weinheim/BW betreffend. Keine Anerkennung von in anderen Bundesländern bzw. Kreisgebieten abgelegter Wesenstests und keine Abnahme von Wesenstest im betreffenden Kreisgebiet in diesem Jahr mehr.) Die Folge davon ist die weitere Gefangenschaft vieler unschuldiger Hunde für Monate bzw. bis zu ihrem absehbaren Lebensende. 





Es ist naheliegend, dass im Hintergrund nach wie vor emsig daran gearbeitet wird, die in den Tierheimen befindlichen Hunde, denen man jede Vermittlungschance verbaut hat, aus Kostengründen töten zu lassen. Es ist nur noch eine Frage der Zeit, bis diese Tötungsforderung erneut an die Öffentlichkeit kommt.





Wir hoffen trotz allen keineswegs übertriebenen Befürchtungen und allem bisher Geschehenen, dass das Urteil des BVwG endlich ein deutliches Zeichen gesetzt hat, damit in diesem Land Verantwortung und Vernunft in Bezug auf die sog. Kampfhundeproblematik einkehren und das Leid an Menschen und Tieren gleichermaßen endlich gestoppt werden kann. Alles Leid, alle Qual an Menschen und Tieren ist nie wieder rückgängig zu machen, ebenso wenig, wie die gemordeten Hunde wieder lebendig gemacht werden können.





Wir bitten auch um Beachtung dieser wichtigen Informationen, die wir ergänzend zu unserer Petition einreichen. Vielen Dank.





Im Auftrag aller Schutzbedürftigen














Anlagen w.o.a.





�
Martina und Jürgen Gerlach	Wald-Michelbach, 7. Juli 2002
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Az: 1 BvR 1778/01 - Beschluss vom 23.11.2001


Gesetz zur Bekämpfung gefährlicher Hunde








Guten Tag, Herr. Dr. Papier,





auch Ihnen wird das Urteil des Bundesverwaltungsgerichtes vom 3. Juli 2002 bekannt sein. Es ist endlich ein Urteil von Verantwortung und Vernunft geprägt und sehr wahrscheinlich in  Folge so gefällt, weil die dortigen Richter ihrer Informationspflicht nachkamen und Stellungnahmen wirklicher Experten - nicht des Erfinders der Ausrottungslisten und seiner Befürworter - beachteten.





Herr Dr. Papier, es scheint in Deutschland nur noch sehr wenige unabhängig arbeitende Justizbehörden zu geben. Die Richter des Bundesverwaltungsgerichtes gehören offensichtlich dazu, denn ein zweites Mal erleben wir, dass man dort Vernunft und Verantwortung walten lässt und wirkliche Experten und wahrheitsgemäße Informationen beachtet und nicht ignoriert.





Das endgültige Urteil zur Kampfhundeproblematik durch das Bundesverfassungsgericht steht noch aus. Der vorläufige Beschluss vom November 2001 ist eindeutig tendentiell und einseitig ausgerichtet am sog. bayerischen Ausrottungsmodell: Hunde gefährlich aufgrund Rasse, Kampfhund aufgrund Rassezugehörigkeit.





Wir hoffen sehr, dass endlich auch durch die Richter des Bundesverfassungsgerichtes unabhängige, vernünftige, verantwortungsbewusste und gerechte Urteile gefällt und nicht wie im Fall des qualvollen Schächtens ohne Betäubung gerechte Urteile gekippt werden.





Ihnen gingen ja bereits verschiedene aussagefähige Informationen und Stellungnahmen auch von Experten zu, z.B. von Frau Fleig, die Resolution der Hundeexperten AK Diensthundewesen - Wortlaut und Veröffentlichung, Auszug Gutachten Dr. Stur, Stellungnahme des Bundesverbandes praktischer Tierärzte vom 6.11.2001, Aufstand der Tierärzte, Schreiben von Frau Dr. Feddersen-Petersen.





Ergänzend reichen wir nach die Schreiben der Expertin Frau Fleig an den damaligen Leiter der IMK, Minister Püchel, dem Sie eindeutige Informationen zum Erfinder der Rassenlisten, zutreffender Ausrottungslisten entnehmen können, die Stellungnahme der Expertin Frau Dr. Eichelberg und des Experten Herrn Maciejewski anlässlich der Anhörung des Gesetzentwurfes in NRW, trotzdem gültig für ganz Deutschland, Schreiben der Experten Fleig von 1990 an den damaligen Bundesinnenminister. Diese bisherigen wichtigen und helfenden Informationen wurden von Politikern, Behörden und einem Großteil der Justizbehörden bis zum heutigen Tag ignoriert, um an politischen Fehlentscheidungen festzuhalten und eine durch gar nichts zu rechtfertigende Ausrottung der Hunde seit Juli 2000 skrupel- und verantwortungslos fortzusetzen.	(...)�
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Wir hoffen, dieses Mal nicht auf „taube Ohren und blinde Augen“ zu stoßen wie dies in Bezug auf das skandalöse Tierqualskandalurteil zum Schächten der Tiere ohne jegliche Betäubung geschah. In diesem Zusammenhang erinnern wir an unser Schreiben vom 11. Juni 2002. Sie erhielten mit diesem Schreiben die zwei ebenfalls skandalösen, abschlägigen Bescheide der zuständigen Staatsanwaltschaft. Wir fragten Sie, ob es im Sinne Ihres Urteils sei, dass das Schächten ohne Betäubung und ohne nachweisbare Genehmigung durch den Schlächter Altinküpe seit dem 15. Januar 2002 straffrei praktiziert wird.





Dazu erhielten wir bis heute keine Antwort. Was hindert Sie, den Menschen eine Antwort zu geben, ob das von Ihnen gefällte Urteil tatsächlich so in der Praxis umgesetzt werden soll?





Im Auftrag aller Schutzbedürftigen














Anlagen w.o.a.








